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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Darüber hinaus reichte die genannte Kommissionsminderheit selbst eine Motion ein,
worin sie den Bundesrat aufforderte, den eidgenössischen Räten rasch eine Revision
des Raumplanungsgesetzes auf der Grundlage des Expertenberichtes Jagmetti zu
unterbreiten. Nicht nur der Bundesrat, welcher sich in seiner Stellungnahme gegen
diesen Antrag wandte, sondern auch die Mehrheit des Rates hielt den Vorschlag jedoch
nicht für opportun und lehnte ihn im Dezember ab. 1

MOTION
DATUM: 31.12.1991
DIRK STROHMANN

Eine umfassende Regelung der Raumplanung hatte Nationalrätin Haering Binder (sp, ZH)
mit einer bereits 1991 eingereichten Motion verlangt, welche die Schaffung der
gesetzlichen Grundlagen für die Erarbeitung eines Sachplans „Siedlung“ im Rahmen
des Bundesgesetzes über die Raumplanung (RPG) verlangt. Durch diesen periodisch zu
überarbeitenden Plan soll der Bund in Zusammenarbeit mit den Kantonen
vorschreiben, wo und in welchem Umfang sich das Siedlungsgebiet der Schweiz
entwickeln soll. Dabei wäre von einer Richtgrösse von 80% der heutigen Bauzone —
etwa 200'000 ha — auszugehen. Der Bundesrat anerkannte zwar, dass in der Schweiz
gesamthaft gesehen zu grosszügig bemessene Bauzonen beständen, verwies jedoch auf
die in den letzten Jahren ergriffenen Schutzmassnahmen im Bereich der Sicherung von
Kulturland durch den Sachplan „Fruchtfolgeflächen“, des Natur- und Heimatschutzes
durch die Erstellung eidgenössischer und kantonaler Schutzinventare nach Artikel 18
des Natur- und Heimatschutzgesetzes sowie die vom Bundesgericht gedeckten
rechtlichen Möglichkeiten der Gemeinden, ohne übermässige
Entschädigungsansprüche Rückzonungen überdimensionierter Bauzonen vorzunehmen.
Solche punktuellen Massnahmen, meinte Bundesrat Koller, seien wirksamer als die von
der Motionärin geforderte Globallösung, welche sich allein aufgrund der fehlenden
politischen Akzeptanz nicht durchsetzen liesse. Die Mehrheit des Rates teilte diese
Ansicht und verwarf die Motion. 2

MOTION
DATUM: 03.06.1993
DIRK STROHMANN

Eine Motion Bisig (fdp, SZ) verlangte eine Revision des RPG (Art. 24) mit dem Ziel,
Infrastrukturanlagen für die Erschliessung von Bauzonen auch ausserhalb des
Baugebietes zuzulassen bzw. die Ausnahmemöglichkeiten zu erweitern. Der Ständerat
überwies die Motion gegen den Willen von Bundesrat Koller. 3

MOTION
DATUM: 20.09.1994
EVA MÜLLER

Der Nationalrat lehnte eine im letzten Jahr vom Ständerat überwiesene Motion Bisig
(fdp, SZ) ab, die eine Ergänzung des RPG (Art. 24) in dem Sinne verlangte, dass das
kantonale Recht die Erstellung von Anlagen zum Zwecke der Erschliessung von
Baugebiet künftig auch ausserhalb der Bauzone gestatten kann. Als Argument machte
die Ratsmehrheit geltend, dass die Erleichterung des Bauens ausserhalb der Bauzone
den Grundsätzen der Raumplanung und insbesondere dem Zweck der
Landwirtschaftszone widerspreche. 4

MOTION
DATUM: 12.06.1995
EVA MÜLLER

Eine Motion Fischer (fdp, AG) verlangte eine Revision des Raumplanungsgesetzes (RPG)
mit dem Ziel, die Fortgeltung vor dem Inkrafttreten des RPG erlassener nicht RPG-
konformer Nutzungspläne zu sichern, solange diese nicht ersetzt oder überarbeitet
werden. Zumindest sollen jene Pläne aufrechterhalten bleiben, die nach dem
Inkrafttreten des RPG von den zuständigen kantonalen Behörden genehmigt wurden.
Der Nationalrat überwies die Motion knapp mit 73 zu 72 Stimmen, gegen den Willen des
Bundesrats. Dieser machte geltend, dass die Motion bezwecke, Gemeinden mit immer
noch überdimensionierten Bauzonen von einer Anpassung ihrer Bauzonen an das
gesetzeskonforme Mass zu dispensieren. Gemeinden, die unter grossen Anstrengungen
ihre Bauzonengrössen angepasst haben, würden damit desavouiert. 5

MOTION
DATUM: 18.12.1995
EVA MÜLLER
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Im letzten Jahr hatte der Nationalrat knapp eine Motion Fischer (fdp, AG) angenommen,
die verlangt, dass die Bestandesgarantie für bestehende Nutzungspläne weiterhin
aufrechterhalten bleibt. Damit würden Gemeinden, deren Bauzonen - gemessen an den
Vorschriften des RPG aus dem Jahre 1979 - immer noch überdimensioniert sind, von
einer Anpassung ihrer Bauzonen auf ein gesetzeskonformes Mass dispensiert. Als
Zweitrat folgte der Ständerat mit 25 zu 6 Stimmen aber klar dem Bundesrat, der davor
warnte, dass damit jene Gemeinden desavouiert würden, die ihre Bauzonen angepasst
haben. 6

MOTION
DATUM: 20.06.1996
EVA MÜLLER

Eine noch 2011 von der damaligen CVP/EVP/glp-Fraktion eingereichte Motion verlangte
vom Bundesrat die Lockerung der raumplanerischen Bestimmungen zur
Umfunktionierung ungebrauchter landwirtschaftlicher Gebäude. Laut dem Anliegen
wäre eine erleichterte Umnutzung von bestehenden, ehemaligen
Landwirtschaftsbauten zu Wohnzwecken sinnvoll, da diese Gebäude bereits
erschlossen seien und somit kein zusätzliches Kulturland versiegelt werden müsste, um
den Gebäudezugang zu sichern. In seiner Antwort anerkannte der Bundesrat das aus
dem Strukturwandel erwachsende Bedürfnis und wies auf jüngste Bestrebungen wie die
Revision des Raumplanungsgesetzes im 2007 hin, die für eine agrotouristische Nutzung
solcher Gebäude bereits erste Erleichterungen geschaffen hatte. Nichtsdestotrotz
äusserte sich der Bundesrat kritisch zum Bauen ausserhalb der Bauzone und verwies
auf die zweite Etappe der RPG-Revision, die nun an die Hand genommen werde und wo
das Anliegen der Motionäre eingehend Prüfung finden soll. Aus diesem Grund empfahl
er die Motion zur Ablehnung. In der Frühjahrssession setzten sich die BDP, CVP und SVP
mit einer starken FDP-Minderheit dennoch erfolgreich für die Annahme des Geschäfts
ein. Die Motion ging somit an den Zweitrat. 7

MOTION
DATUM: 04.03.2013
MARLÈNE GERBER

Da die hobbymässige Kleintierhaltung in Bauzonen von den Anwohnern wegen
verdichtetem Bauen immer öfters als geruchs- und lärmbelastend angesehen werde,
bezweckte die UREK-SR mittels einer Änderung des Raumplanungsrechtes die
Erleichterung der hobbymässigen Kleintierhaltung in der Landwirtschaftszone, jedoch
ohne dass dies den Bau neuer Gebäude erlauben würde. Das in eine Motion verpackte
Anliegen war die Folge einer weiter gehenden Motion Bischof (cvp, SO), welche 2015
verlangte, die hobbymässige Kleintierhaltung in den Landwirtschaftszonen im
Raumplanungsrecht dem Landwirtschaftsbetrieb gleichzustellen, resp. Bauten für
solche Kleintierhaltung als zonenkonform einzustufen (Mo. 15.3218). Bezüglich
Ausgestaltung der mit der Kommissionsmotion verlangten Erleichterung, welche auch
auf dem Verordnungsweg erfolgen könnte, blieb die UREK-SR in ihrem Text vage. Der
Bundesrat stand jedoch auch diesem moderateren Anliegen wenig positiv gegenüber.
Im Gegensatz zur Kommission betonte er die beruhigende und bereichernde Wirkung
der Kleintierhaltung und verwies auf die bereits erfolgten Lockerungen in den RPG-
Teilrevisionen im Jahr 2007 und 2013. Ferner sei der Grundtenor im
Vernehmlassungsverfahren zur zweiten Etappe der RPG-Teilrevision im vergangenen
Jahr eher in die Richtung gegangen, die Regelungen zum Bauen ausserhalb der
Bauzonen zu entschlacken, weswegen von weiteren Ausnahmen abzusehen sei.
Nichtsdestotrotz nahm der Ständerat das Anliegen in der Herbstsession 2016
einstimmig an. Die Motion Bischof wurde an derselben Sitzung vom Initianten, der sich
mit der Kommissionsmotion zufrieden zeigte, zurückgezogen. 8

MOTION
DATUM: 19.09.2016
MARLÈNE GERBER

Die UREK-NR plädierte im Januar 2017 für zwei Konkretisierungen der schwesterlichen
Kommissionsmotion, welche die Bestimmungen zu Bauten für die hobbymässige
Kleintierhaltung in Landwirtschaftszonen lockern wollte, und empfahl die so
abgeänderte Motion mit 15 zu 3 Stimmen bei 7 Enthaltungen ihrem Rat zur Annahme.
Zum einen soll mit den Änderungen sichergestellt werden, dass der Umbau von Bauten
für die Kleintierhaltung nicht als Erweiterung der Wohnbauten gezählt wird, womit das
Kontingent zur Erweiterung der Wohneinheiten eingeschränkt würde, und zum anderen
soll es möglich sein, durch höhere Gewalt zerstörte Bauten für die Kleintierhaltung
wieder aufzubauen. 9

MOTION
DATUM: 09.01.2017
MARLÈNE GERBER
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Das Argument des verdichteten Bauens führte Nationalrat Page (svp, FR) ins Feld, als er
mittels Motion die Nutzung des bestehenden Gebäudevolumens ausserhalb der
Bauzonen ausdehnen wollte. Erreicht werden sollte dieses Ziel durch eine Änderung
des Artikels 24c, dessen massgeblichen Bestimmungen mit Annahme des
Raumplanungsgesetzes an der Urne im Jahr 2013 eingeführt worden waren, sowie durch
entsprechende Änderungen der Raumplanungsverordnung betreffend geltende
Baubeschränkungen: Insbesondere die Restriktionen, wonach die Bruttogeschossfläche
innerhalb des bestehenden Gebäudevolumens nicht um mehr als 60 Prozent erweitert
werden sowie eine Erweiterung ausserhalb des bestehenden Gebäudevolumens 100
Quadratmeter oder 30 Prozent der bestehenden Fläche nicht übersteigen dürfe,
sollten gestrichen werden. 
Der Bundesrat hingegen vertrat die Ansicht, das Ziel der baulichen Verdichtung sei
lediglich auf das Baugebiet anzuwenden und zusätzliche bauliche Nutzungen im
Nichtbaugebiet seien möglichst zu vermeiden, da diese oftmals weiteren Baubedarf
(z.B. Autoabstellplätze oder Erschliessungsstrassen) nach sich ziehen würden. Sehr
knapp, mit 94 zu 90 Stimmen bei 3 Enthaltungen sprach sich der Nationalrat hingegen
für das Anliegen aus. Während Grüne und SP geschlossen dagegen und die SVP geeint
dafür eintraten, zeigten sich die restlichen Fraktionen uneinig. Mehrheitliche
Unterstützung gewann die Motion in den Fraktionen der CVP und BDP. Zwei Drittel der
FDP.Liberalen-Fraktion lehnten das Geschäft ab, ebenso wie beinahe ausnahmslos die
Vertreterinnen und Vertreter der GLP. 10

MOTION
DATUM: 13.06.2017
MARLÈNE GERBER

Im ersten Halbjahr 2017 stimmten beide Parlamentskammern einer abgeänderten
Motion der UREK-SR zu, die eine Anpassung der raumplanerischen Bestimmungen zur
Erleichterung der hobbymässigen Kleintierhaltung in der Landwirtschaftszone
verlangt. Dabei stimmten sowohl der Stände- als auch der Nationalrat zwei im Januar
desselben Jahres von der UREK-NR eingebrachten Präzisierungen der Motion zu.
Während die Zustimmung zum so abgeänderten Anliegen in der Kantonskammer
unumstritten war, hatten die Nationalrätinnen und Nationalräte noch über einen
Minderheitsantrag Genecand (fdp, GE) zu befinden, der das Anliegen zur Ablehnung
empfahl. Die neben zwei FDP-Vertretern auch aus je einem Repräsentanten der GLP
und der Grünen bestehende Minderheit störte sich unter anderem daran, dass mit
Annahme der Motion die nicht-landwirtschaftliche Nutzung innerhalb der
Landwirtschaftszone nach der bereits erfolgten Lockerung der Bestimmungen zur
Pferdehaltung erneut erleichtert würde. Mit 97 zu 72 Stimmen bei 13 Enthaltungen
folgte der Nationalrat schliesslich seiner Kommissionsmehrheit. Für die Motion
stimmten in erster Linie die SVP und BDP sowie eine CVP-Grossmehrheit. 11

MOTION
DATUM: 15.06.2017
MARLÈNE GERBER

Suite aux dépôts des initiatives cantonales des cantons des Grisons (16.308) et du Valais
(16.310), la Commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de
l'énergie du Conseil des Etats (CEATE-CE) a décidé de déposer une motion. Elle charge
le Conseil fédéral d'adapter la législation en matière d'aménagement du territoire pour
permettre aux cantons d'autoriser la réaffectation des constructions agricoles
inutilisées hors zone à bâtir à des fins d'habitation, en accord avec le plan directeur,
les objectifs et les principes supérieurs de l'aménagement du territoire. La volonté est
que ces bâtisses puissent jouir des possibilités de réaffectation comme le peuvent
actuellement les constructions protégées. Dans sa demande, la Commission insiste sur
le respect de la séparation entre zone constructible et non constructible. La
Commission a déposé une motion puisque des travaux, sous l'égide du Conseil fédéral,
sont en cours. 
Le Conseil fédéral propose le rejet de cette motion étant donné que dans le projet de
révision de la loi sur l'aménagement du territoire (LAT 2) soumis à consultation, la
demande de la Commission est considérée par le biais de la méthode de planification
et de compensation. Le Conseil des Etats adopte la motion par 28 voix contre 12 et 3
abstentions. 12

MOTION
DATUM: 26.09.2017
DIANE PORCELLANA

En octobre, la CEATE-CN approuve par 12 voix contre 11 et 1 abstention l'idée générale
de la motion déposée par sa consœur concernant la réaffectation des bâtiments
agricoles en habitation. La majorité de la commission souhaite préciser que la
planification doit être régionale et permettre une amélioration de la situation générale
s'agissant de la nature, de la culture, du paysage et de l'agriculture. La modification
assurerait ainsi le respect de la séparation entre zones constructibles et non
constructibles, ainsi que la préservation des zones agricoles. Une minorité (Ruppen)

MOTION
DATUM: 27.02.2018
DIANE PORCELLANA
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soutient le maintien de la version initiale de la motion. Une seconde proposition d'une
minorité (Genecand) est soumise au Conseil national, demandant le rejet de la motion. 
Par 98 voix contre 95 et 2 abstentions, la proposition de la majorité l'emporte lors du
premier vote au sein du Conseil national. La version modifiée est préférée à celle de la
CEATE-CE. Elle est finalement adoptée en second vote, par 121 voix contre 71 et 3
abstentions. 13

La CEATE-CE décide, par 7 voix contre 4 et 1 abstention, de rejeter la version modifiée
de la motion relative à la réaffectation des bâtiments agricoles. Elle estime que
l'exigence d'"une amélioration de la situation générale s’agissant de la nature, de la
culture, du paysage et de l’agriculture" va trop loin. La modification apportée viderait la
motion de sa substance, en plus d'introduire des éléments peu clairs et non mesurables
difficilement applicables. 14

MOTION
DATUM: 20.03.2018
DIANE PORCELLANA

In der Sommersession 2018 gelangte die vom Nationalrat abgeänderte Motion der
UREK-SR betreffend die Umnutzung nicht mehr benötigter landwirtschaftlicher
Bauten zur Wohnnutzung in den Ständerat, der die Motion in seiner ursprünglichen
Form vorgängig bereits befürwortet hatte. Nun stand die Kantonskammer vor der Wahl,
die vom Nationalrat abgeänderte Motion in dieser Form anzunehmen oder die Motion
als Ganzes abzulehnen. Ohne Gegenantrag folgte der Ständerat der Argumentation
seiner vorberatenden Kommission und lehnte das Anliegen ab. 15

MOTION
DATUM: 13.06.2018
MARLÈNE GERBER

Bodenrecht

Im Jahr 2015 forderten gleich zwei Motionen (Mo. 13.3196, Mo. 13.3023) eine
Totalrevision des Enteignungsgesetzes. Das aus dem Jahre 1930 stammende Gesetz
habe zwar in den 1970er Jahren eine Änderung erfahren, der Grundgehalt des Gesetzes
sei dabei jedoch nicht angetastet worden, führte Fabio Regazzi (cvp, TI) als einer der
beiden Motionäre zur Begründung aus. Markus Ritter (cvp, SG), Urheber der zweiten
Motion, begründete sein Anliegen dann speziell mit Blick auf die Raumplanung:
Aufgrund der zunehmenden Privatisierung oder Teilprivatisierung von Unternehmen
werde die Enteignung heute nicht mehr ausschliesslich durch die öffentliche Hand
beansprucht. Um zu verhindern, dass Boden zu günstig enteignet werde und Enteigner
daraus wirtschaftliche Vorteile ziehen würden, müsse sichergestellt werden, dass sich
der Preis auch ausserhalb des Baugebiets an marktwirtschaftlichen Kriterien orientiere.
Der CVP-Nationalrat äusserte in diesem Zusammenhang Bedenken zum Kulturland,
dessen Preis viel zu günstig sei und das in der Folge danach überbaut werden könnte,
womit ein verschwenderischer Umgang mit dem Boden gefördert werde. Hier solle sich
der Preis sowohl am verursachten Schaden als auch am künftigen Nutzen orientieren.
Bundesrätin Leuthard stützte in der Nationalratsdebatte die Sicht, dass das
Enteignungsgesetz überarbeitet werden müsse, störte sich aber an der in der Motion
enthaltenen Forderung nach einer Totalrevision. Wie der Bundesrat bereits in seiner
Antwort zur Motion festgehalten habe, werde der Revisionsbedarf gegenwärtig
abgeklärt, weswegen hier nicht vorgegriffen werden solle.

Nachdem die Motion Regazzi in der Herbstsession 2014 mit ganz knapper und die
Motion Ritter im Frühjahr 2015 mit sehr deutlicher Mehrheit angenommen worden
waren, einigte sich der Ständerat in der Sommersession 2015 mit komfortabler
Zweidrittelsmehrheit darauf, die Motionen auf Anraten des Bundesrats in abgeänderter
Form anzunehmen: So soll mit Überweisung der Anliegen nicht mehr länger eine
Totalrevision gefordert, sondern lediglich die Überprüfung des Revisionsbedarfs
verlangt werden. Dabei stellte sich die kleine Kammer gegen einen Antrag ihrer
Kommission auf unveränderte Annahme der Anliegen. Der von der Mehrheit des
Ständerats gestützten Version stimmte der Nationalrat in der Wintersession desselben
Jahres schliesslich ebenfalls zu. 16

MOTION
DATUM: 01.12.2015
MARLÈNE GERBER
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Im Jahr 2016 überwiesen die beiden Räte auf Anraten des Bundesrates eine Motion der
UREK-SR, die verlangt, dass Hotelbauten ausserhalb der Bauzonen im Rahmen eines
Umbaus oder Wiederaufbaus erweitert werden dürfen, sofern das Vorhaben den
heutigen Anforderungen entspricht. Ferner soll ermöglicht werden, dass
Tourismusbetriebe ausserhalb der Bauzone in Einzelfällen eine Zweckänderung oder
eine Erweiterung erfahren dürfen. Während die Motion den Ständerat diskussionslos
passierte, stellte sich im Nationalrat eine linke Kommissionsminderheit gegen die
verlangte Lockerung der Bestimmungen betreffend das Bauen ausserhalb der
Bauzonen. SVP, BDP, CVP und FDP demonstrierten jedoch bürgerliche Geschlossenheit,
womit das Anliegen den Nationalrat mit 126 zu 54 Stimmen passierte. 17

MOTION
DATUM: 12.09.2016
MARLÈNE GERBER
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